D Europäische Einigung und neuere weltpolitische Konstellationen
I Der europäische Einigungsprozess

1 Die Integration seit 1948

Frühere Europapläne

Ziel des Zusammenschlusses der europäischen Staaten um die nationale Konkurrenz als Quelle kriegerischer Konflikte zu überwinden
nach erstem Weltkrieg: Initiativen des französischen Ministerpräsidenten Briand und des deutschen Außenministers Stresemann
aber: Wirtschaftskrise der 1920er führte zur nationalen Abschottung

Anfänge westeuropäischer Integration

Kalter Krieg verstärkt die Zusammenarbeit der westeuropäischen Staaten

1948: OEEC (Verteilung der Marshallplan-Leistungen) ( Auflockerung der Handelsbeschränkungen und Verbesserung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit
1948: Brüsseler Vertrag (Verteidigungsbündnis) ( verstärkte militärische Kooperation

1949:
Gründung des Europarates in Straßburg (10 Staaten) ( politische Absprachen
aber: einzelne Staaten wollte nicht auf eigene Souveränitätsrechte verzichten
( Europarat gab lediglich Empfehlungen an die einzelnen Regierungen

1950: Verabschiedung der europäische Menschenrechtskonvention:
eigener Gerichtshof kann souverän über Menschenrechtsverletzungen entscheiden

größtes Problem bei der Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit war die Preisgabe von Souveränitätsrechten der einzelnen Staaten

EGKS/EVG

1951: Schuman-Plan führt zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)

Schwierigkeiten der Verhandlungen liegen in den konkurrierenden Interessen

· Deutschland will „Besatzungsreste“ abschütteln

· Frankreich will Deutschland einbinden, ohne wirtschaftlich benachteiligt zu werden
· Belgien fürchtet um seine nationalen Kohleinteressen

· England wollte weniger Befugnisse für die EGKS
( Ausscheiden Englands aus der EGKS-Gründung

( Weg zum „Europa der Sechs“

1952: Pleven-Plan führt zur Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG)
· USA unterstützen militärischen Zusammenschluss unter Eindruck des Korea-Krieges
· Frankreich will eine zu große deutsche Militärmacht verhindern

· EVG wurde als Weg zur künftigen politischen Verschmelzung in Europa angesehen

aber: EVG-Vertrag scheitert 1954 an der französischen Nationalversammlung

„Die Römischen Verträge“

EVG-Ablehnung bedeutet zunächst Scheitern des Versuchs der politischen Vereinigung

aber: andere Interessen forcieren Zusammenschluss Europas

· Unabhängigkeit gegenüber der amerikanischen Führungsmacht
· Einbindung der deutschen Wirtschaftskraft

· Beseitigung der Handelshemmnisse in Europa

1957: „Römische Verträge“ (Deutschland, Frankreich, Italien, Benelux-Länder)

· Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
( Abbau der Zollschranken
( Aufbau eines gemeinsamen Zolltarifs gegenüber Ländern außerhalb der EWG
( Freizügigkeit für Arbeitnehmer und Niederlassungsfreiheit für Unternehmer
( Angleichung der Steuer- und Rechtsvorschriften und der Sozialsystem
· Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM)

1967: Europäische Gemeinschaft (EG) vereinigt EWG, EURATOM und EGKS

· Europäische Kommission in Brüssel erlangt als ausführendes Organ des Ministerrates immer mehr Bedeutung

· Wettbewerb auf dem europäischen Markt stärkt internationale Konkurrenzfähigkeit

Probleme bei der politischen Integration

· EG-Mitglieder wehren sich gegen Ausbau europäischer Organe um nationale Interessen nicht zu beschränken (de Gaulle: „Europa der Vaterländer“)
· französischer Staatspräsident de Gaulle verhindert zweimal den Beitritt Englands und beharrt auf einstimmigen Abstimmungen
aber: Integrationsprozess lässt sich nicht verhindern

Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ)
( Koordinierung der Außenpolitik: Westeuropa spricht durch EPZ mit „einer Stimme“

1973: Wirtschaftsinteressen führen zum „Europa der Neun“ (England, Dänemark, Irland)

Ölpreiskrise führt zur Abstimmung einer Nah-Ost-Politik

1975: Abkommen von Lomé (gemeinsame Entwicklungspolitik)
technologische Konkurrenz zu USA/Japan führt zu europäischen Gemeinschaftsprojekten

1979: erste direkte Wahl des Europäischen Parlaments

1981: Beitritt Griechenlands

1986: „Europa der Zwölf“ (Portugal und Spanien)
( Ausgleich der Wirtschaftsinteressen wird durch neue Mitglieder immer schwieriger
(Überschuss auf Agrarmarkt durch Ausgleichsregelungen und Kapazitätsreduzierung)

Konflikte um die leistenden Finanzierungsbeiträge zum Haushalt der Gemeinschaft
aber: Europa-Prozess lässt sich nicht aufhalten

2 Perspektiven der Europäischen Union

Der EG-Binnenmarkt

1957: EWG-Vertrag zur Schaffung eines Binnenmarkts in der EG
aber: nationale Vorschriften blockieren die Ziele des Vertrags

ab 1985: Ziel der EG-Kommission:
Freiheit von Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr
( Umsetzung durch Maßnahmenkatalog (Angleichung von Steuern und Normen)

1. Januar 1993: Aufhebung der Grenzschranken
( Erweiterung des Spielraums der Wirtschafts- und Dienstleistungsbetriebe
aber: auch Wegfall nationaler Schutzmechanismen

Der Vertrag von Maastricht

1990: Beginn der Wirtschafts- und Währungsunion in Europa und Deutschland

1992: Vertrag von Maastricht über die Europäische Union (EU)

Vertrag beruht auf drei Säulen:

· Europäische Gemeinschaften (Zollunion, Binnenmarkt, gemeinsame Agrar- und Strukturpolitik, Wirtschafts- und Währungsunion)

· Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)

· Gemeinsame Innen- und Rechtspolitik

schwieriger Ratifizierungsprozess: Sorge um die Abnahme nationaler Souveränitätsrechte
( Ziele des Vertrags von Maastricht können nur in Etappen umgesetzt werden

Die EU als Herzstück Europas

EU erlangt durch den Ostblock-Zerfall die zentrale Rolle für die europäische Einigung
EG schafft durch internen Binnenmarkt und Ziele von Maastricht hohen Integrationsgrad
( dominierende Rolle der EG in Europa ( zentraler Bezugspunkt für andere Staaten
( Bereitschaft zum Beitritt steigt ( EU wird zur „Weltmacht“ gegenüber USA/Japan
1995: dritte Erweiterung (Finnland, Schweden, Österreich)
2004: Osterweiterung (Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn, Slowenien, Zypern und Malta)

II Das Ost-West-Verhältnis

1 Konfrontationen und Krisen in den 50er und 60er Jahren

Suez-Krise 1956
USA errichten durch Containmentpolitik gegenüber der UdSSR weltumspannendes Netz aus Sicherheits-, Stützpunkt- und Beistandverpflichtungen
1947: Rio-Pakt (amerikanische Staaten)

1949: NATO (westeuropäische Staaten)

1951: ANZUS-Pakt (Pazifik: Australien und Neuseeland)

SEATO-Pakt (Südostasien)

1955: CENTO-Pakt (Mittlerer und Naher Osten, Bagdad)

Kontrolle Ägyptens (führendes Mitglied der blockfreien Staaten) durch „Dollardiplomatie“

aber: 1956: Rückzug des US-Kreditangebots zum Bau des Assuan-Staudammes

· Annahme, dass die UdSSR nicht zu kostspieligen Krediten bereit wäre

· Destabilisierung des Ägyptischen Offiziersregimes, das durch Waffengeschäfte mit der Tschechoslowakei Ost und West gegeneinander ausspielen will

· Eindämmung der ägyptischen Baumwollproduktion (Konkurrenz für Südamerika)
G. A. Nasser (Ägypten) verstaatlicht den für die Ölversorgung Westeuropas wichtigen Suezkanal zur Finanzierung des Assuan-Staudammes

1956: Einmarsch in die Kanalzone ohne Absprache mit den USA

· England (besaß 44% der Kanalaktien; Wahrung der traditionellen Interessen)

· Frankreich (Schwächung der ägyptischen Unterstützung der algerischen Unabhängigkeitsbewegung)

· Israel (gefährdet durch arabische Aufrüstung; Sicherung der staatlichen Existenz)

Fehlschlag der Friedensbemühungen von USA und UNO
( UdSSR droht mit Atomkrieg ( Abbruch des Krieges

Eisenhower-Doktrin: Warnung, Aggression des Kommunismus im Mittleren Osten würde auf bewaffneten Widerstand der USA stoßen
Ungarn-Krise 1956
